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2. über mehrere in einer Klage geltend gemachte Ansprüche 
in getrennten Verfahren verhandelt und entschieden wer­
den soll, soweit eine Trennung nicht durch § 13 Abs. 1 aus­
geschlossen ist.

§ 35
Einbeziehung einer weiteren Prozeßpartei

(1) Ergeben sich für eine Prozeßpartei bei einem für sie 
ungünstigen Ausgang des Verfahrens Ansprüche gegen einen 
anderen, kann dieser auf seinen Antrag oder auf Antrag der 
Prozeßpartei in das Verfahren als Kläger oder Verklagter 
einbezogen werden. Über die Rechtsbeziehungen zwischen 
dem Einbezogenen und einer der Prozeßparteien kann auf 
deren Antrag im Verfahren mit entschieden werden.

(2) Bestehen in einem Verfahren zur Feststellung der Va­
terschaft begründete Anhaltspunkte dafür, daß die Vater­
schaft eines anderen Mannes wahrscheinlicher ist als die des 
Verklagten, kann der Kläger beantragen, den anderen Mann 
als Verklagten in das Verfahren einzubeziehen.

(3) Der Beschluß über die Einbeziehung muß den Grund 
der Einbeziehung und Angaben über den Stand des Verfah­
rens enthalten. Er wird mit der Zustellung an die ednbezogene 
Prozeßpartei wirksam und ist unanfechtbar.

§ 36
Prozeßbeauftragter

(1) Das Gericht hat zur Wahrung der Interessen einer Pro­
zeßpartei einen Prozeßbeauftragten zu bestellen, wenn

1. für einen nicht volljährigen oder einen handlungsunfähi­
gen Verklagten noch kein gesetzlicher Vertreter bestellt 
ist und der Schutz der Rechte des Klägers eine alsbaldige 
Durchführung des Verfahrens erfordert;

2. eine Prozeßpartei nicht in der Lage ist, sich in der Ver­
handlung verständlich zu äußern;

3. der Aufenthalt des Verklagten nachweislich unbekannt 
ist;

4. die Vaterschaft eines verstorbenen Mannes festgestellt 
werden soll.

(2) Die Bestellung erfolgt durch Beschluß, in dem der Um­
fang der Interessenwahmehmung festzulegen ist.

Zustellungspflicht

§ 37
(1) Klagen, Ladungen des Verklagten, Entscheidungen, Eini­

gungen und Schreiben, die Sachanträge enthalten oder mit de­
ren Zugang eine Frist beginnt, sind zuzustellen. Das gleiche 
gilt, wenn die Zustellung besonders vorgeschrieben oder vom 
Vorsitzenden angeordnet ist.

(2) Hat eine Prozeßpartei einen gesetzlichen Vertreter oder 
ist ein Prozeßbevollmächtigter, ein gewerkschaftlicher Prozeß­
vertreter oder ein Prozeßbeauftragter bestellt, so muß an 
diesen zugestellt werden. Ist die persönliche Teilnahme einer 
Prozeßpartei erforderlich oder angeordnet, ist die Ladung 
auch an diese zuzustellen.

(3) Zwischen der Zustellung der Klage oder der Ladung 
und dem Verhandlungstermin muß ein Zeitraum von min­
destens einer Woche, in Ehesachen von mindesteiis 2 Wochen 
liegen. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist 
abkürzen, wenn dadurch die Mitwirkung der Prozeßparteien 
nicht beeinträchtigt wird.

(4) Die Prozeßparteien, Zeugen und Sachverständigen sind 
in der Ladung auf die Folgen unentschuldigten Fernbleibens 
hinzuweisen und aufzufordern, im Falle einer Verhinderung 
dem Gericht die Gründe sofort mitzuteilen.

§ 38
(1) Die Zustellungen sind durch das Gericht zu veranlassen. 

Die zuzustellenden Schriftstücke sind an den Empfänger als 
Brief mit Zustellungsurkunde zu übersenden.

(2) Soll der Brief dem Empfänger persönlich übergeben 
werden, ist er mit einem entsprechenden Vermerk zu kenn­
zeichnen. Eine Ladung muß nicht zugesfellt werden, wenn in 
Anwesenheit der Prozeßparteien in der mündlichen Ver­
handlung der neue Verhandlungstermin verkündet wird.

^ § 39
Zustellung durch die Post

(1) Der Brief wird von der Post nach deren Bestimmungen 
befördert und ausgehändigt.

(2) Die Aushändigung wird durch die Zustellungsurkunde 
nachgewiesen. In ihr werden Ort und Tag sowie die Art der 
Aushändigung beurkundet. Der Tag der Aushändigung ist 
auf dem Brief zu vermerken.

(3) Mit dem Tag der Aushändigung gilt die Zustellung als 
bewirkt. Wurde der Brief unter Benachrichtigung des Emp­
fängers beim Postamt zur Abholung niedergelegt, gilt die Zu­
stellung nach Ablauf von 3 Arbeitstagen als bewirkt.

§ 40
Zustellung durch das Gericht

(1) Die Zustellung kann auch im Gericht unmittelbar oder 
durch einen Beauftragten des Gerichts in der Wohnung, am 
Aufenthaltsort oder an der Arbeitsstelle des Empfängers vor­
genommen werden.

(2) Wird der Empfänger in der Wohnung nicht angetroffen, 
kann die Sendung an ein Familienmitglied oder an einen zur 
Annahme bereiten Hausbewohner ausgehändigt oder in den 
Briefkasten eingeworfen werden. Soll die Sendung dem Emp­
fänger persönlich ausgehändigt werden, ist sie unter Benach­
richtigung des Empfängers beim Gericht zur Abholung nieder­
zulegen.

(3) Die Zustellung ist von dem mit der Zustellung Beauf­
tragten des Gerichts zu beurkunden; § 39 Absätze 2 und 3 
sind entsprechend anzuwenden. Zuirn Nachweis der Zustellung 
an den Staatsanwalt oder Rechtsanwalt genügt deren Emp­
fangsbekenntnis.

(4) Hält sieh der Empfänger in einer Einrichtung auf, in der 
eine Zustellung durch die Post an ihn nicht direkt erfolgen 
kann, wird die Zustellung auf Ersuchen des Gerichts durch die 
Einrichtung vorgenommen. Der von der Einrichtung mit der 
Zustellung Beauftragte hat die Zustellung zu beurkunden; 
§ 39 Abs. 2 ist anzuwenden.

§ 41
Öffentliche Bekanntmachung

(1) Ist in diesem Gesetz eine öffentliche Bekanntmachung 
vorgeschrieben, kann diese durch Veröffentlichung in einer 
Tageszeitung, durch Aushang an der Gerichtstafel, an An­
schlagtafeln der Gemeinden oder in anderer geeigneter Weise 
erfolgen.

(2) Das Gericht entscheidet unter Berücksichtigung des 
Zweckes der Bekanntmachung über die Art und Weise ihrer 
Veröffentlichung.

(3) Die Bekanntmachung gilt als bewirkt, wenn seit der 
letzten Veröffentlichung 6 Wochen vergangen sind.

Viertes Kapitel

Mündliche Verhandlung

§ 42 
Grundsatz

(1) Der Rechtsstreit wird nach mündlicher Verhandlung 
entschieden. Von einer mündlichen Verhandlung darf hur ab­
gesehen werden, wenn es in diesem Gesetz vorgesehen ist.


